
Übersicht über mögliche Organisationsformen von Diensten zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Stadtgebiet Biberach 
 
 Ausbildung Erfahrung Ortskennt-

nisse, Kennt-

nisse des 

Klientels 

Personalrekrutierung Soziales Handeln Rechte Kosten 

Präsenzdienst  

Dornahof 

Sachkundenachweis 

§ 34 a GewO 

große Erfahrung 

vorhanden, übt 

den Präsenzdienst 

im Auftrag der 

Stadt Biberach seit 

10 Jahren aus 

umfangreich 

vorhanden 

Schwierig, da für den 

Dienst langzeitar-

beitslose Personen 

gefunden werden 

müssen, die das An-

forderungsprofil für 

diesen Dienst erfüllen 

müssen. Angestrebt 

wird ein längeres 

Arbeitsverhältnis, um 

die Kontinuität und 

Qualität des Präsenz-

dienstes zu sichern.  

Sozial-caritatives handeln 

steht im Vordergrund, mit 

Menschen ins Gespräch 

kommen, Hilfsangebote 

unterbreiten, auf bestehende 

Regeln hinweisen, Schwer-

punkt liegt im präventiven 

Bereich. 

Personengruppen können 

erreicht werden, die vom 

GVD/KOD oder der Polizei 

nicht erreicht werden. 

Notwehrrecht, 

Notstandsrecht sowie 

Selbsthilferecht ( §§ 227, 

228, 229 BGB) und Recht 

der vorläufigen 

Festnahme nach § 127 

StPO). 

Nicht bei jeder ahndbaren 

Handlung muss 

zwangsläufig eingegriffen 

werden. 

Wenn die Beschäfti-

gung von langzeitar-

beitslosen Personen 

ermöglicht wird, so wird 

von Seiten des Jobcen-

ters hierfür ein Zu-

schuss gewährt. Hier-

durch können die Kos-

ten für die Stadt Bibe-

rach zum Präsenzdienst 

gesenkt werden.  

Präsenzdienst 

durch anderen 

sozialen Träger 

Sachkundenachweis 

§ 34 a GewO 

keine keine Auch ein anderer 

sozialer Träger ist mit 

den gleichen Proble-

men wie der Dornahof 

konfrontiert, wenn 

Langzeitarbeitslose 

für den Dienst einge-

setzt werden sollen. 

Sozial-caritatives handeln 

steht im Vordergrund, mit 

Menschen ins Gespräch 

kommen, Hilfsangebote 

unterbreiten, auf bestehende 

Regeln hinweisen, Schwer-

punkt liegt im präventiven 

Bereich. 

Personengruppen können 

erreicht werden, die vom 

KOD oder der Polizei nicht 

erreicht werden. 

 

Notwehrrecht,  

Notstandsrecht sowie 

Selbsthilferecht (§§ 227, 

228, 229 BGB) und Recht 

der vorläufigen 

Festnahme nach § 127 

StPO). 

Nicht bei jeder ahndbaren 

Handlung muss 

zwangsläufig eingegriffen 

werden. 

Wenn die Beschäfti-

gung von langzeitar-

beitslosen Personen 

ermöglicht wird, so wird 

von Seiten des Jobcen-

ters hierfür ein Zu-

schuss gewährt. Hier-

durch können die Kos-

ten für die Stadt Bibe-

rach zum Präsenzdienst 

gesenkt werden. 

Einsatz priva-

tes Sicher-

heitsunterneh

men um Auf-

gaben des 

Präsenzdiens-

tes zu erfüllen 

Sachkundeprüfung 

§ 34 a GewO, Fach-

kraft für Schutz und 

Sicherheit 

Erfahrungen evtl. 

durch Streifen-

dienst in anderen 

Städten vorhan-

den sog. Citystrei-

fen 

keine Personal wird vom 

Unternehmen ge-

stellt. 

Schwerpunkt liegt im präven-

tiven Bereich, jedoch kein 

sozial-caritatives Handeln. 

Notwehrrecht,  

Notstandsrecht sowie 

Selbsthilferecht (§§ 227, 

228, 229 BGB) und Recht 

der vorläufigen 

Festnahme nach § 127 

StPO). 

 

 

Höhere Kosten, da keine 

Bezuschussung durch 

das Jobcenter erfolgt. 



Ansiedlung 

Präsenzdienst 

bei der Stadt 

Sachkundeprüfung  

§ 34 a GewO 

keine Vorhanden, 

wenn Perso-

nal des 

Dornahofs 

übernom-

men wird. 

Personalgewinnung 

auch für die Stadt 

schwierig, da Perso-

nen, die das Anforde-

rungsprofil des Prä-

senzdienstes erfüllen, 

gefunden werden 

müssen. Abschluss 

von unbefristeten 

Arbeitsverträgen im 

Rahmen des TVöD. 

Sozial-caritatives handeln 

steht im Vordergrund, mit 

Menschen ins Gespräch 

kommen, Hilfsangebote 

unterbreiten, auf bestehende 

Regeln hinweisen, Schwer-

punkt liegt im präventiven 

Bereich. 

Personengruppen können 

erreicht werden, die vom 

KOD oder der Polizei nicht 

erreicht werden. 

Notwehrrecht, 

Notstandsrecht sowie 

Selbsthilferecht ( §§ 227, 

228, 229 BGB) und Recht 

der vorläufigen 

Festnahme nach § 127 

StPO). 

Problem: Städtische 

Mitarbeiter müssen bei 

ahndbaren Handlungen 

tätig werden und diese 

ggf. zur Anzeige bringen. 

Sie dürfen diese nicht auf 

sich beruhen lassen. 

Wenn die Beschäfti-

gung von langzeitar-

beitslosen Personen 

ermöglicht wird, so wird 

von Seiten des Jobcen-

ters hierfür ein Zu-

schuss gewährt. Hier-

durch könnten die 

Lohnkosten für die 

Stadt Biberach gesenkt 

werden. Voraussichtlich 

höhere Kosten als bei 

einem anderen Träger, 

da die Personen gemäß 

des TVöD entlohnt 

werden müssen. Die 

Betreuung der Personen 

von Seiten der Stadt 

muss gewährleistet 

werden, was ebenfalls 

mit Kosten verbunden 

ist. 

Kommunaler 

Ordnungs-

dienst (KOD) 

als Teil des 

Gemeindevoll-

zugsdienstes 

(GVD) 

kein Ausbildungsbe-

ruf, teilweise Aus-

bildung zum freiwil-

ligen Polizeidienst 

und Fachkraft für 

Schutz und Sicher-

heit vorhanden, 

Besuch zahlreicher 

Ausbildungsmodule 

für den GVD bei der 

VWA, monatliche 

mehrstündige 

Inhouseschulung  

große Erfahrung 

vorhanden 

umfangreich 

vorhanden 

Personalrekrutierung 

über das übliche städ-

tische Stellenaus-

schreibungsverfahren 

präventives aber auch repres-

sives Handeln möglich 

Bei der Erledigung polizei-

licher Dienstverrichtun-

gen haben die Mitarbeiter 

des GVD/KOD die Stel-

lung von Polizeibeamten 

im Sinne des Polizeigeset-

zes. Sie können Platzver-

eise und Aufenthaltsver-

bote aussprechen und 

durchsetzen, sie können 

die Identität von Perso-

nen feststellen, Personen 

und Sachen durchsuchen, 

Personen vorl. in Gewahr-

sam nehmen sowie Si-

cherstellungen und Be-

schlagnahmen durchfüh-

ren. 

Beschäftigte der Stadt 

Biberach, es fallen 

Lohnkosten an. 
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